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Mauerbau im Festtagskalender 1965
(UFJ) Der sowjetzonale Gedenk- und 

Festtagskalender für das Jahr 1965 ent­
hält neben den kirchlichen Feiertagen 
drei „Staatsfeiertage", 120 offizielle „Ge­
denktage“ und eine große Anzahl son­
stiger Gedenktage. Zum ersten Male wird 
der 13. August, der Tag des Mauerbaues, 
in den meisten Kalendern aufgeführt: 
„1961 — Maßnahmen zum Schutze der 
DDR" oder auch „Die Maßnahmen der 
Regierung der DDR zum Schutze der 
Staatsgrenzen retten den Frieden in Eu­
ropa".

Die „Staatsfeiertage" sind der „Inter­
nationale Kampf- und Feiertag der Werk­
tätigen" (1. Mai), „Tag der Befreiung" 
(8. Mai) und „Tag der Republik" (7. Ok­
tober). Zu diesen Feiertagen kommen 
noch 12 Ehren- und Gedenktage, die je­
doch nicht als gesetzliche Feiertage gel­
ten und deshalb auch teilweise auf Sonn­
tage gelegt wurden, um Arbeitsausfälle 
zu vermeiden: „Tag der Nationalen Volks­
armee" (1. März), „Internationaler Frauen­
tag" (13. Juni), „Tag der Volkspolizei" 
(1. Juli), „Tag des Bergmannes" (4. Juli), 
„Weltfriedenstag" (1. September), „Ge­
denktag für die Opfer des Faschismus" 
(12. September), „Weltjugendtag" (10. No­
vember), „Tag des Chemiearbeiters" (14. 
November), „Tag des Gesundheitswesens" 
(11. Dezember), „Internationaler Tag des 
Kindes" (1. Juni).

Außerdem gibt es noch eine Reihe von 
Gedenk- und Festtagen, die in der SBZ 
propagandistisch gewürdigt werden, u. a. 
„1946 — Vereinigungsparteitag, Gründung 
der SED“ (21. April), „1964 — Freund­
schaftsvertrag DDR—UdSSR geschlossen" 
(12. Juni), „1945 — Unterzeichnung des 
Potsdamer Abkommens" (2. August), 
„1960 — Bildung des Staatsrates der DDR" 
(12. September), „1964 — Start von 
.Woschod' mit drei sowjetischen Kosmo­
nauten" (12. Oktober) und „1917 — Große 
Sozialistische Oktoberrevolution in Ruß­
land" (7. November). Bemerkenswert er­
scheint, daß auch in diesem Jahr in kei­
nem Kalender mehr der „Tag des Akti­
visten" (13. Oktober) vermerkt ist, wie es 
bis 1962 der Fall war, und obwohl an die­
sem Tage die Auszeichnung für „Akti­
visten und Neuerer" verliehen werden. 
Auch der „Tag der Sowjetarmee" (23. Fe­
bruar) wird nicht mehr erwähnt.

Während 1963 die Festtage ihren Höhe­
punkt in den Feierlichkeiten zu Ulbrichts 
70. Geburtstag (30. Juni) und im vorigen 
Jahr zum „15. Jahrestag der DDR" (7. Ok­
tober) fanden, wird es in diesem Jahr der 
8. Mai, der „Tag der Befreiung durch die 
Sowjetarmee", sein, der mit großem Auf­
wand begangen wird. Auch im Westen 
wird der 8. Mai als 20. Jahrestag der Be­
endigung des zweiten Weltkrieges ent­
sprechend gewürdigt werden.



Gefährlicher Briefmarkentausch
Ein bemerkenswertes Urteil des Ober­

sten Gerichts der Sowjetzone vom Sep­
tember vorigen Jahres ist jetzt bekannt­
geworden. Mit diesem Urteil wurde die 
Entscheidung eines Bezirksgerichtes auf­
gehoben und mit neuen Weisungen an das 
Bezirksgericht zurückgegeben. Es geht um 
einen Briefmarkensammler, der von 1954 
bis 1964 mit Partnern in der Bundes­
republik und im westlichen Ausland regel­
mäßig Briefmarken getauscht hatte. Das 
Oberste Gericht nimmt in dem Urteil Be­
zug auf seine frühere Rechtsprechung und 
bezeichnet Sammlerbriefmarken als „Wa­
ren im Sinne des Zollgesetzes und des 
Handelsschutzgesetzes. Sie verlieren die­
sen Charakter auch dann nicht, wenn sie 
z. B. nicht zur Weiterveräußerung, son­
dern zum Verbleib beim jeweiligen 
Tauschpartner, in der Regel zur Ergänzung 
und Erweiterung der Briefmarkensamm­
lung des Betreffenden bestimmt sind." 
Der Angeklagte habe durch die „illegale 
Ausfuhr" der Briefmarken einen Schaden 
für den „Arbeiter- und Bauernstaat“ ver­
ursacht, der durch „die teilweise Deckung 
des Sammlerbedarfs in Westdeutschland, 
in West-Berlin und im Ausland entsteht, 
die einen verminderten Absatz von Brief­

marken durch unseren Außenhandel zur 
Folge hat. Briefmarken mit Sammlerwert, 
insbesondere die Neuausgaben der Zonen­
post, werden vom Obersten Gericht als 
ein „bedeutender Exportartikel für un­
sere Volkswirtschaft" bezeichnet.

Nach diesen grundsätzlichen Ausfüh­
rungen betrachtet das Oberste Gericht die 
Briefmarkenausfuhr als fortgesetztes Ver­
gehen gegen das Zollgesetz, den vor In­
krafttreten des Zollgesetzes liegenden 
Briefmarkenversand als ein Vergehen ge­
gen das Handelsschutzgesetz (in der Fas­
sung des § 39 des Strafrechtsergänzungs­
gesetzes von 1957), den in diesen Zeit­
raum fallenden Briefmarkenversand in 
das Ausland als Bannbruch, den Empfang 
von Briefmarken aus Westdeutschland 
und dem Ausland als Hehlerei bzw. — so­
fern dieser Empfang vor dem Inkraft­
treten des Zollgesetzes lag — als Steuer­
hehlerei.

Die Briefmarkensammlung des An­
geklagten verfiel der Einziehung. Bei dem 
noch ausstehenden neuen Urteil des Be­
zirksgerichts, das den Sammler in erster 
Instanz zu einer Zuchthausstrafe verurteilt 
hatte, hat er jetzt mit einer längeren Ge­
fängnisstrafe zu rechnen. (UFJ)

„Dossier Nr. 6“ in Bonn verschwunden?
Staatssekretär a. D. Globke hat nichts damit zu tun

H. B. — Aus Genf gelangte dieser Tage 
eine merkwürdige Kunde nach Bonn. 
Professor Saul Friedländer vom Institut 
für politische Wissenschaften in Genf ver­
sucht seit einiger Zeit vergeblich, das 
Verschwinden des „Dossiers Nr. 6" aus 
den Archiven des ehemaligen deutschen 
Außenministeriums zu klären. Professor 
Friedländer will ein Buch über die Be­
ziehungen des Hi tierreiches zum Vatikan 
schreiben und war — zum Teil mit Un­
terstützung des Bonner Auswärtigen Am­

tes — bei seinem Quellenstudium bis zu 
dem Punkt angelangt, an dem es galt, die 
Hintergründe der Begebenheiten des 15. 
Oktober 1943 mit historisch einwandfreien 
Daten zu erhellen. An diesem Tage waren 
in Rom zahlreiche Juden „mit unbestimm­
tem Ziel“ deportiert worden.

• Während fast alle Dokumente, die 
auf das Verhältnis zwischen dem Hitler- 
reich und dem Vatikan Bezug nehmen, 
fein säuberlich placiert und in bester 
Ordnung aufgefunden wurden, blieb das 
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berühmte „Dossier Nr. 6" unauffindbar. 
Wie es in Bonn heißt, sei ausgerechnet 
das„Dossier Nr. 6“ — und sonst kein an­
deres -— in den letzten Kriegstagen einer 
Bombe zum Opfer gefallen.

Beim Institut für politische Wissen­
schaften in Genf wurde zunächst die Ver­
mutung geäußert, das „Dossier Nr. 6“ sei 
kurz vor der Pensionierung des früheren 
Adenauer-Staatssekretärs Globke von die­
sem zur Einsicht angefordert worden. 

Diese Vermutung gab man jedoch auf, 
nachdem zuständige Stellen in Bonn ver­
sichert hatten, Staatssekretär a. D. Globke 
habe mit der Angelegenheit nicht das ge­
ringste zu tun.

Professor Friedländer sucht nun weiter 
nach dem Verbleib des „Dossier Nr. 6", 
ohne das er seine wissenschaftlichen Un­
tersuchungen über das Verhältnis zwi­
schen dem Hitlerreich und dem Vatikan 
kaum beenden kann.

Ausgerechnet Oberländer . ..
. . . redet in Wien über „Freiheit verpflichtet"

Der von Dr. Adenauer entlassene frü­
here Bundesve'rtriebenenminister und 
jetzige CDU-Abgeordnete Prof. Dr. Ober­
länder hat ganz offensichtlich ein beson­
deres Talent, sich unangenehm in Erinne­
rung zu bringen. Ausgerechnet in Wien, 
wo man gerade Männern wie Oberländer 
gegenüber besonders zurückhaltend ist, 
steigt dieser Mann auf die Rednertribüne 
eines Kongresses zur Verteidigung der 
christlichen Kultur, um seinen amtierenden 
Fraktionsvorsitzenden, Dr. Rainer Barzel, 
zu vertreten. Ursprünglich sollte Herr 
Barzel reden, hatte es aber vorgezogen, 
kurzfristig abzusagen. So sprang denn 
Herr Oberländer in die Bresche und ver­
kündete vor Portugiesen, Spaniern und 

anderen Abendländern die Binsenwahr­
heit, daß „Freiheit verpflichtet". Laut 
Frankfurter Abendpost verzichtete die 
österreichische Nachrichtenagentur APA 
auf die Wiedergabe der Oberländer-Rede. 
APA wird wohl gewußt haben, warum 
sie sich so verhielt. — Es ist höchste 
Zeit, daß die stärkste Regierungspartei, 
die CDU, Herrn Oberländer Gelegenheit 
bietet, seine nicht geringe Pension in Ruhe 
verzehren zu können. Sonst kommen wo­
möglich auch noch andere Leute auf den 
Gedanken, ausgerechnet sie seien be­
rufen, deutsche Politik im befreundeten 
Ausland zu „erläutern".
(Aus „Mitteilungen für politisch verfolgte 
Sozialdemokraten")

Freizeitgestaltung - statistisch betrachtet
OS. Das neue Statistische Jahrbuch der 

„DDR" sagt auch einiges über die Frei­
zeitgestaltung der mitteldeutschen Be­
völkerung aus. Sie sieht anders aus, als 
etwa das Leben nach Feierabend in der 
Bundesrepublik. An der Spitze rangiert 
bei den zonalen Statistikern die Zeit, die 
das „Nationale Aufbauwerk" — kurz 
NAW genannt — im Treiben der Zonen­
bürger spielt. Jeder Bürger über 15 Jahre 

hat im Zonendurchschnitt 9 Stunden und 
54 Minuten unter Verzicht auf jede Be­
zahlung „freiwilliger" Leistungen für 
staatliche Vorhaben erbracht. Dabei schuf 
er je Kopf bilanzierungsfähige Werte 
von DM 30,—. Der weggefallene Lohn ist 
in dieser Summe noch nicht enthalten. 
Für die Funktionäre sind diese Zahlen 
jedoch kein Grund zur Freude: gegenüber 
dem Vorjahr hat jeder Bürger im Schnitt
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54 Minuten weniger kostenlos gearbeitet. 
Es fiel also schwerer, mit dem „freiwilli­
gen Zwang" an die Leute heranzukommen.

Auch der Besuch der zur kollektiven 
Freizeitgestaltung errichteten Klub- und 
Kulturhäuser wurde statistisch ausgewer­
tet. Trotz des ständigen Druckes, seine 
Freizeit dort zu verbringen, läßt der Zo­
nenbewohner die sicherlich gut eingerich­
teten Häuser links liegen. Nur an zwei 
Tagen im Jahr hat das Durchschnittsehe­
paar den Weg in ein Klub- und Kultur­
haus gefunden, an 363 Tagen blieb es in 
seinen eigenen vier Wänden.

Das Rundfunkhören ist nach dem Jahr­
buch weit verbreitet. Auf je drei Einwoh­
ner Mitteldeutschlands kommt ein an­
gemeldeter Rundfunkempfänger, das heißt 
auf jede Familie. Was die Leute hören, 
steht natürlich nicht im Jahrbuch. Daß 
es jedoch in den wenigsten Fällen die 
gleichgeschalteten Zonensender sind, ist 
aus vielerlei Informationen hinreichend 
bekannt. Dünner gesät sind noch die Fern­
sehgeräte. Im Zonendurchschnitt kommt 
auf neun Personen ein Fernseher. Uber 
dem Durchschnitt liegen Ost-Berlin und 
der Bezirk Potsdam. In Ost-Berlin kommt 
ein Fernsehgerät auf 7 Einwohner, im Be­
zirk Potsdam eines auf 8 Personen.

Die im SED-Sinne politisierten Massen­
veranstaltungen der leichten Muse (Kaba­
rett und bunter Abend) haben einen ge­
waltigen Besucherschwund erlitten. 1,3 

Millionen Besuche unterblieben im Ver­
gleich zum Jahre 1961. Hingegen waren 
Konzerte mit anspruchsvoller Musik 
(Sinfonie und Kammermusik) ebenso stark 
besucht wie im Vorjahr, wenngleich die 
Zahl solcher Veranstaltungen von den 
staatlichen Veranstaltungsdiensten ge­
lungen wies eine höhere Besucherzahl auf 
kürzt worden ist. Jede dieser Veranstal- 
als im Vorjahr.

Verluste mußten auch die Kinos ein­
stecken, die in der Hauptsache kommu­
nistische Propagandafilme ablaufen lassen. 
Durchschnittlich ging jeder Zonenbewoh-j 
ner einmal weniger ins Kino als im Vor­
jahr.

Entschuldigung!

Nun hat der berüchtigte Druckfehler­
teufel auch einmal in unserem Infor­
mationsblatt gewütet. Dabei bei uns so 
teuflisch, daß selbst die unserer Kame­
raden, die routinierteste Kreuzwort- 
Rätseler sind, auch kein richtiges Ende 
bei zwei Artikeln in der letzten Num­
mer der Freiheitsfackel fanden.
Die Zerknirschung in der Setzerei hat 
die Redaktion jedoch bewogen, Gnade 
walten zu lassen. Wir bitten alle Kame­
raden, sich dieser Nachsicht anzu­
schließen und die Entschuldigung der 
Druckerei verständnisvoll anzunehmen.

(Die Redaktion

Wir beklagen 
den Verlust unseres Kameraden

Max Just
(Bezirk Reinickendorf) 

der am 11. Januar d. J. im 81. Lebens­
jahr verstarb.
Mitglied des F. B. seit dem 22. 6. 1951. 
Er war trotz seines hohen Alters stets 
aktiv — wie einst für das Reichsbanner. 

Wir werden ihn nie vergessen!

Am 1. Januar d. J. verstarb Kamerad

Reinhold Hübner
(Bezirk Reinickendorf)

Geb. am 15. 5. 1898.
Eintritt in den F. B. am 26. 6. 1951.

Wir werden unserem Kameraden 
Hübner, der einst auch Mitglied des 
Reichsbanners war, stets ein ehrendes 

Andenken bewahren.
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